
 

 

Dritte Landesverordnung 

zur Änderung der Dritten Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz 

Vom 1. April 2020 

 

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Infektions-

schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 1 Nr. 1 der Landes-

verordnung zur Durchführung des Infektionsschutzgesetzes vom 10. März 2010 (GVBl. 

S. 55), zuletzt geändert durch § 7 des Gesetzes vom 15. Oktober 2012 (GVBl. S. 341), 

BS 2126-10, wird verordnet: 

 
Artikel 1 

 
Die Dritte Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz vom 23. März 2020 (GVBl. 

S. 79), zuletzt geändert durch Verordnung vom 30. März 2020 (GVBl. S. 101), wird wie 

folgt geändert: 

 

1. § 1 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Untersagt ist der Betrieb von Hotels und Beherbergungseinrichtungen und die 

Zurverfügungstellung jeglicher Unterkünfte zu touristischen Zwecken. Dies gilt 

auch für den Betrieb von Wohnmobilstell- und Campingplätzen. Hiervon ausge-

nommen sind Hotels, Beherbergungsbetriebe und Unterkünfte jeglicher Art, die 

Geschäftsreisende, Reisende mit dienstlichem Anlass und in Härtefällen Gäste für 

private nicht touristische Zwecke aufnehmen. Die notwendigen hygienischen An-

forderungen sind zu beachten.“ 

 

2. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

(1) Die folgenden Einrichtungen dürfen nicht für Zwecke des Besuches von Pati-

entinnen und Patienten, Bewohnerinnen und Bewohnern oder Betreuten betre-

ten werden: 



   

 

1. Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und 3 bis 7 sowie § 36 Abs. 1 Nr. 2 

des Infektionsschutzgesetzes, hierunter fallen nicht Hospize, 

2. Einrichtungen der Pflege nach § 71 Abs. 2 des Elften Buches Sozialge-

setzbuch, 

3. Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 2 Abs. 1 

des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, in denen Leistungen der Einglie-

derungshilfe über Tag und Nacht erbracht werden, 

4. betreute Wohngruppen für pflegebedürftige volljährige Menschen nach § 5 

Satz 1 Nr. 1 des Landesgesetzes über Wohnformen und Teilhabe (LWTG) 

vom 22. Dezember 2009 (GVBl. S. 399, BS 217-1) in der jeweils gelten-

den Fassung, 

5. betreute Wohngruppen für Menschen mit Behinderungen und mit Vorer-

krankungen nach § 5 Satz 1 Nr. 1 LWTG, 

6. Einrichtungen nach § 5 Satz 1 Nr. 2 für volljährige Menschen mit Intensiv-

pflegebedarf oder schweren kognitiven Einschränkungen, 

7. Einrichtungen des betreuten Wohnens nach § 5 Satz 1 Nr. 3 LWTG für 

volljährige Menschen mit Behinderungen und mit Vorerkrankungen, 

8. Wohneinrichtungen für ältere Menschen nach § 5 Satz 1 Nr. 4 LWTG, 

9. Einrichtungen der Kurzzeitpflege nach § 5 Satz 1 Nr. 6 LWTG und 

10. Einrichtungen nach § 5 Satz 1 Nr. 7 LWTG, die einem unter Nummer 4 bis 

9 beschriebenen Personenkreis entsprechen. 

(2) Über den Zugang zu 

1. Fachkrankenhäusern für Psychiatrie mit Ausnahme der Fachkrankenhäu-

ser für Gerontopsychiatrie, 

2. psychosomatischen Fachkrankenhäusern sowie 

3. kinder- und jugendpsychiatrischen Fachkrankenhäusern, 

jeweils einschließlich der zugehörigen Tageskliniken, entscheidet die Leitung der 

jeweiligen Einrichtung. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Eltern, die ihr minderjähriges Kind besuchen, 



   

 

2.  die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den Lebens-

partner, die Verlobte oder den Verlobten, 

3. Seelsorgerinnen und Seelsorger, die in dieser Funktion die Einrichtung 

aufsuchen, 

4. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Notarinnen und Notare, die 

in dieser Funktion die Einrichtung aufsuchen, 

5. rechtliche Betreuerinnen und Betreuer, soweit ein persönlicher Kontakt 

zur Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben nach § 1896 des Bürgerli-

chen Gesetzbuchs erforderlich ist; Bevollmächtigte werden rechtlichen 

Betreuerinnen und Betreuern gleichgestellt, 

6. sonstige Personen, denen aufgrund hoheitlicher Aufgaben Zugang zu ge-

währen ist, 

7. therapeutische oder medizinisch notwendige Besuche. 

(4) Absatz 3 gilt nicht für Personen, die 

1. Kontaktpersonen der Kategorien I und Il entsprechend der Definition 

durch das Robert-Koch-Institut sind, 

2. bereits mit dem Coronavirus SARSCoV-2 (COVID-19) infiziert sind, 

3. erkennbare Atemwegsinfektionen haben oder 

4. sich in einem Gebiet aufgehalten haben, das vom Robert-Koch-Institut im 

Zeitpunkt des Aufenthalts als Risikogebiet ausgewiesen war oder inner-

halb von 14 Tagen danach als solches ausgewiesen worden ist und die 

sich nicht bereits mindestens 14 Tage außerhalb eines Risikogebietes 

aufgehalten haben. 

(5) Die Einrichtungen haben, im Einzelfall auch unter Auflagen, Ausnahmen vom 

Betretungsverbot nach Absatz 1 oder von der Einschränkung nach Absatz 4 zu-

zulassen, wenn ein besonderes berechtigtes Interesse vorliegt. Ein besonderes 

berechtigtes Interesse liegt insbesondere bei Begleitung von Schwerkranken o-

der Sterbenden oder Begleitung von Geburten vor. Die Einrichtungen haben die 

notwendigen hygienischen Schutzmaßnahmen zu treffen und deren Einhaltung 

zu kontrollieren. Kindern unter 16 Jahren und Personen mit erkennbaren Atem-

wegsinfektionen ist der Zutritt zu einer Einrichtung nach Absatz 1 untersagt. 



   

 

(6) Sofern das Betreten einer in Absatz 1 genannten Einrichtung nach den Best-

immungen der Absätze 2, 3 und 5 zulässig ist, muss dennoch durch entspre-

chende Maßnahmen sichergestellt werden, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter sowie andere Personen in den jeweiligen Einrichtungen nicht gefährdet wer-

den.“ 

 

3. § 8 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Absatz 1 Satz 2 gilt ebenso in den Sozialpädiatrischen Zentren, den ange-

schlossenen Frühförderstellen sowie Autismus-Therapiezentren. Medizinisch 

notwendige Behandlungen und Therapien sowie notwendige heilpädagogische 

Maßnahmen dürfen durchgeführt werden; in diesen Fällen gilt das in Absatz 1 

Satz 2 geregelte Betretungsverbot nicht.“ 

 

4. Nach § 9 a wird folgender § 9 b eingefügt: 

 

„§ 9 b 

(1) Die Leitungen von Einrichtungen nach Absatz 2, die Geräte, welche zur inva-

siven oder nicht invasiven Beatmung von Menschen geeignet sind (Beatmungs-

geräte), besitzen, sind verpflichtet, unverzüglich dem für ihre Einrichtung zustän-

digen Gesundheitsamt Folgendes zu melden:  

1. den Namen und die Anschrift der Einrichtung, 

2. die Anzahl ihrer Beatmungsgeräte, 

3. den Hersteller und die Typenbezeichnung ihrer Beatmungsgeräte, 

4. Angaben zur Funktionsfähigkeit ihrer Beatmungsgeräte, 

5. Ansprechpersonen und Kontaktdaten, sodass eine jederzeitige Erreichbar-

keit der Einrichtung sichergestellt ist, sowie 

6. jede Änderung hinsichtlich der gemeldeten Angaben zu den Nummern 1 

bis 5. 

Die in Absatz 2 Nr. 4 und 5 genannten Einrichtungen sind von der Meldepflicht 

nach Satz 1 befreit, soweit sie diese Angaben bereits in anderer geeigneter Form 



   

 

dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie zur Verfügung 

stellen.  

(2) Einrichtungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sind insbesondere: 

1. Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

2. stationäre und ambulante Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 

3. Dialyseeinrichtungen, 

4. zugelassene Krankenhäuser nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetz-

buch, 

5. Privatkrankenanstalten nach § 30 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung, so-

weit diese nicht zugleich ein zugelassenes Krankenhaus nach § 108 des 

Fünften Buches Sozialgesetzbuch sind, 

6. Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in Nummer 

1 bis 5 genannten Einrichtungen oder mit Krankenhäusern vergleichbar 

sind, 

7. Einrichtungen für ambulante Entbindungen nach § 24 f des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch, 

8. Arztpraxen und Zahnarztpraxen, 

9. Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, 

10. Tierkliniken und ähnliche Einrichtungen, 

11. Sanitätshäuser sowie 

12. Kranken- und Pflegekassen. 

(3) Die Gesundheitsämter sind verpflichtet, 

1. Meldungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 bis zum 7. April 2020 und 

2. Meldungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 unverzüglich 

dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie weiterzulei-

ten.“ 

 

  



   

 

5. § 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1 a Nr. 24 des Infektionsschutzgesetzes 

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 11 eine der genannten Einrichtun-

gen betreibt oder im Falle des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 die Sperrung von 

Anlagen unterlässt, 

2. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 2 und 3 die gebotenen Hygiene- und Sicherheits-

maßnahmen unterlässt, 

3. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 5 ein Angebot für einen Verzehr vor Ort vorhält, 

4. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 2 die Auflagen zur Hygiene und Zutrittssteuerung 

nicht beachtet, 

5. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 3 die erforderlichen Mindestabstände und Zutritts-

beschränkungen nicht einhält, 

6. entgegen § 1 Abs. 3 Satz 1 die Einhaltung der erforderlichen Schutzmaß-

nahmen unterlässt, 

7. entgegen § 1 Abs. 4 die notwendigen hygienischen Anforderungen unter-

lässt, 

8. entgegen § 1 Abs. 6 Satz 1 und 2 Übernachtungsangebote zu touristischen 

Zwecken vorhält, 

9. entgegen § 1 Abs. 6 Satz 4 die notwendigen hygienischen Anforderungen 

unterlässt, 

10. entgegen § 2 Nr. 1 bis Nr. 4 an Zusammenkünften teilnimmt, 

11. entgegen § 3 eine Veranstaltung durchführt,  

12. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 sich mit weiteren als den 

genannten Personen im öffentlichen Raum aufhält, 

13. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 2 nicht den erforderlichen Mindestabstand einhält, 

14. entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 die notwendigen hygienischen Anforde-

rungen unterlässt, 

15. entgegen § 4 Abs. 5 die besonderen hygienischen Vorkehrungen unter-

lässt, 



   

 

16. entgegen § 6 Abs. 4 die Inanspruchnahme der Notfallbetreuung durch infi-

zierte Personen oder Reiserückkehrer veranlasst, 

17. entgegen § 7 Abs. 1 die dort genannten Einrichtungen besucht, 

18. entgegen § 7 Abs. 4 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 die dort genannten Ein-

richtungen besucht, 

19. entgegen § 7 Abs. 5 Satz 3 die notwendigen hygienischen Schutzmaßnah-

men unterlässt oder deren Einhaltung nicht kontrolliert, 

20. entgegen § 7 Abs. 5 Satz 4 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 die dort genannten 

Einrichtungen besucht, 

21. entgegen § 7 Abs. 6 die entsprechenden Maßnahmen unterlässt, 

22. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 und 3 eine Beschäftigung oder Betreuung vor-

nimmt, 

23. entgegen § 8 Abs. 2 Satz 1 die Einhaltung der erforderlichen Schutzmaß-

nahmen nicht gewährleistet, 

24. entgegen § 8 Abs. 2 Satz 2 die Anzeige nicht vornimmt, 

25. entgegen § 8 Abs. 3 eine Beschäftigung oder Betreuung vornimmt, 

26. entgegen § 8 Abs. 4 Satz 1 die Einrichtung betritt, 

27. entgegen § 8 Abs. 6 berufliche Maßnahmen durchführt, 

28. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 1 planbare Behandlungen nicht zurückstellt oder 

unterbricht, 

29. entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 eine der genannten Einrichtungen betreibt, 

30. entgegen § 9 a Abs. 1 die erforderliche Meldung unterlässt, 

31. entgegen § 9 a Abs. 2 die erforderliche Registrierung und Meldung unter-

lässt, 

32. entgegen 9 b Abs. 1 eine Meldung unterlässt, 

33. entgegen§ 10 Abs. 1 einreist, 

34. entgegen § 10 Abs. 2 Satz 1 die erforderliche Pendlerbescheinigung nicht 

mitführt, 

35. entgegen § 10 Abs. 2 Satz 2 und 3 von der zulässigen Fahrtroute abweicht 

oder die Fahrt unzulässig unterbricht. 

§ 74 des Infektionsschutzgesetzes bleibt unberührt.“ 



   

 

 

Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

 

Mainz, den 1. April 2020 

 

Die Ministerin 

für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 


